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Verkündet
am 27„ Januar 1970

cho Hauptsekretär
Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: „„„°„„„„„„°„„„°ooo°ooooooo

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklegter‚

Bei eladen: o„„°„„„0°„°0„0„0°0°00„°0„„ocoonoooooo___H„_.„„__

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündlichererhandlung vom 27„ Januar 1970 durch

Bundesrichter Dr„ M a i s c h
—Vorsitzender—‚
C‘Bundesrichter c h i n d l e r ‚

Bundesrichter Dr„ R e n n e r ,
Bundessozialrichter Dr„ J a n i 9
Bundessozialrichter D 6 r i n g

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessczialgerichts Niedersachsen vom 110 Dezember

1967 aufgehobeno

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Oldenburg vom 130 Januar 1966 wird

zurückgewieseno

Außerge‘i0htliche Kosten sind nicht zu erstatteno
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9.2.9 311i =

Mit Bescheid vom 110 April 1949 war bei dem Kriegsbeschädig—

ten Guido Sch (Sch„) "Neigung zu plötzlichen Anfällen
von Schlaf, Verlust der Muskelspannung sowie zu Krampfanfäl—

len nach Sturz vom Beugerüst im Mai 1942" als Wehrdienstbe—

schädigung (WDB) im Sinne der Verschlimmerung nach der Sozial—
versicherungsdirektive (BVD) Nr„ 27 mit einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) um 100 V„H„ anerkannt werdeno Mit

veiterem Bescheid vom 90 Dezember 1955 des Versorgungsemtes

Oldenburg, der sich als ”Rentenänderungsbescheid" bezeich—

nete‚ wurden Grund- und Ausgleichsrente eines 5rwerbsunfähi—

gen sowie Pflegezulage nach dem BundésversorgungsgeSetz (BVG)

gewährt° Mit Berichtigungs— und Rückforderungsbescheid vom
5° Mai 1956 hob der Beklagte seine früheren Bescheide gemäß

% 41 des Verwaltungsverfahrensgesetzes wegen tatsächlicher

und rechtlicher Unrichtigkeit auf und forderte einen Betrag

von 22„960‚50 DM von Sehe zurück„ Dieser betrag wurde mit

Ergänzungsbescheid vom 79 Dezember 1956 auf 250174‚74 m er—
höht° Nach erfolglosem Widerspruch wurde der Berichtigungs—

und Rückforderungsbes heid, nachdem Sehe am 510 Lärz 1960

verstorben war, mit Urteil des Sozialgerichts (SG) Olden—

burg vom 27„ April 1961 aufgehoben; diese Entscheidung wurde
jedoch auf die damalige berufung des Beklagten durch Urteil

des Landessozialgerichts (LSG) vom 250 Mai 1964 dahin abge—

ändert, daß 24°680‚40 N der Rückforderung unterliegen; im

übrigen w rde die damalige Klage abgewieseno Dieses Urteil

ist rechtskräftig geworden„ Daraufhin forderte der Beklagte

mit Schreiben vom 130 November 1964 von der Klägerin die nach

% 19 BVG zu Unrecht gewährten Leistungen aus den Jahren

1951 — 1955 in Höhe von 551,—— N zurück° Kit diesem Rück—

erstattungsanspruch rechnete der Beklagte gegen weitere Er—

Satzansprüehe der Klägerin, die ebenfalls auf 5 19 BVG be—

ruhten, auf, indem er den Betrag von 551‚—— N von dem Kosten—

nachweis der Klägerin für das 5„ quartal 1964 absetzte„ Auf
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die hiergegen gerichtete Klage der Allgemeinen Ortskranken—

kasse (Klägerin) hat das SG den Beklagten mit Urteil vom

13° Januar 1966 verurteilt9 den Betrag von 5319—— m an die

Klägerin herauszugeben9 weil der Anspruch auf Erstattung zu
Unrecht übernommener Heilbehandlungskosten in zwei Jahren ver—

jähre„ Auf die zugelassene Berufung des Beklagten hat das LSG

nach Beiladung der Bundesrepublik Deutschland mit Urteil vom
110 Dezember 1967 das SG—Urteil aufgehoben und die Klage abge—

wiesenog Es hat u„ao ausgeführt? gegen einen öffentlich—recht—

lichen Anspruch9 wie ihn die Klägerin nach den @@199 20 BVG

gegen den Beklagten habe‚ könne in entsprechender Anwendung des

% 587 BGB mit einer öffentlich—rechtlichen Gegenforderung unter

der Voraussetzung aufgerechnet werden? daß beide gleichartig,

gegenseitig und fällig seien„ Diese Voraussetzungen seien an

sich hier erfüllt„ Die Aufrechnung sei auch nicht durch eine

Verjährung des Anspruchs auf Rückerstattung ausgeschlosseno
Der beim Fehlen einer Sonderregelung allgemein geltende Grund—

satz9 daß die regelmäßige Verjährungsfrist 30 Jahre betrage9

sei erstmals in 5 21 Abs„ 2 BVG iodol4‘o des 5; Änderungsgesetzes

durchbrochen werden‚ in dem die Verjährungsfrist für Brsatzan»

sprüche nach 5 19 BVG auf 2 Jahre begrenzt werden sei„ Eine

50nderregelung‘für die Verjährung von Ansprüchen auf Rücker—

stattung von JJeistungen sei hier jedoch nicht getroffen werden‚

weshalb es insoweit bei der 30—jährigen Verjährungsfrist ver—
blieben Seio Die für die Brsatzansprüche der Krankenkassen be—

stimmte kurze Verjährungsfrist könne nach der zutreffenden Ente

scheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 260 April 1967 nicht
auf Brstattungsansprüche der Versorgungsverwaltung entsprechend

angewendet werden9 auch komme die Schließung einer Gesetzes—

lüeke nicht in Betrachto Wenn später @ 21 Abs„ 2 BVG durch

das 20 Neuordnungsgesetz (2„ NOG) dahin ergänzt werden sei?

daß die kurze Verjährungsfrist von 2 Jahren auch für Ansprüche

auf Rückerstattung des nach @ 19 BVG geleisteten Kostenersat—

zes gelte, so könne diese Regelung nicht auf den vorliegenden

Fall angewandt werden9 weil sie erst am 1„ Januar 1964 wirksam
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geworden sei„ Der Anspruch des Beklagten auf nückerstattung

der in den Jahren 1951 bis 1955 zu Unrecht gewährten Ersatz—
leistungen sei auch nicht verwirkt„ Das Verwirkungsprinzip

sei als Sonderfall der unzulässigen Rechtsausübung ein Aus—

fluß des Grundsatzes von Treu und Glauben° Im öffentlichen

Recht habe der Verwirkungsgedanke wegen der besonderen Migen—

art des Rechtsgebietes zwar nur langsam Eingang gefunden,

doch habe das BSG mehrfach entschieden, daß es auch in der

SozialverSieherung und der Kriegsopferversorgung ((OV) das
Rechteinstitut der Verwirkung materieller Rechte gebeo

1Tiernach (ßSG 7, 199 ff) unte■schcide sich die Veruirkung

vom pflichtwidrigen Handeln des berechtigten und von Aus—

schluß von Rechten durch bloßen Zeitablauf wegen Verjährung

oder Versäumung von Aussehlußfristen dadurch? daß es sich

bei ihr stets nur um Bälle des Rechtsmißbrauchs handeln

könne, die auf der illoyalen Verspätung der Rechtsausübung

beruhteno Zum bloßen Zeitablauf müßten also besondere Um—

stünde hinzutreten, welche die verspätete Geltendmachung

des materiellen Rechts ulo?Verutcß gegen freu und Glauben

erscheinen ließen„ Die andere Seite müsse zudem aus der

Untätigkeit geschlossen haben, der Berechtigte werde von
seinem Recht keinen Gebrauch mehr machen und sie müsse sich

im Vertrauen hierauf in ihren Maßnahmen entsprechend einge—
richtet haben, d„h° es müsse ihr ein unbilliger zusätz—

licher Nachteil zugefügt werden9 wenn der Berechtigte nach—

träglich auf sein Recht zurückgreifen dürfteo Nach diesen

Grundsätzen erweise sich die erst 1964 geltend gemachte

Rückforderung nicht als verwirkt, denn dem Beklagten sei

es erst nach Rechtskraft des früheren Urteils des LSG vom

25„ Mai 1964 in der Sache Sch° möglich gewesen? seinen

Rückerstattungsanspruch bei der Klägerin für die in den

Jahren 1951 bis 1955 zu Unrecht gezahlten Heilbehendlungs—

kosten geltend zu machen° Danach sei er unverzüglich mit

Schreiben vom 130 November 1964 an die Klägerin herangetre—

ten, weshalb ein ungewöhnlich langer Zeitablauf‚ wie es das
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Rechtsinstitut der Verwirkung uoa„ verlange9 nicht vorliegeo

Darüber hinaus habe die Klägerin auch nichts dafür vorgetra—

gen9 daß sie sich im Vertrauen auf die Nichtgeltendmachung

eines Rückerstattungsanspruchs in ihren Vorkehrungen und Maß—

nahmen entsprechend eingerichtet habe, d„h„ daß ihr durch die

Rückforderung ein unbilliger zusätzlicher Nachteil zugefügt

würde° Sonach liege ein Fall des Rechtsmißbrauchs, der auf

Tatbestand und Rechtsfolge einer illoyalen Verspätung der

dechtsausübung beruhe9 hier nicht vera

Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin Verletzung des

3 21 der 5VD Nr„ 27 i„Vom„ nr‚ 45 der Sozialversicherungsanord—

nung Nra 11‚ ferner der @@19, 21 und 84 ff BVG und der Art„
120 Abso 19 14 und 2 Absq 1 des Grundgesetzes sowie mangelnde

Suchaufklärung (Verstoß gegen 5 103 SGG); außerdem verstoße

das angefochtene Urteil gegen anerkannte Rechtsgrundsätzea die

sich aus Treu und Glauben ergabeno— Zunächst habe es das Be—

rufungsgericht unterlassen, die geltend gemachten Heilbehand—

lungskosten im einzelnen aufzugliedern und dann entsprechend

rechtlich zu würdigen„ Im übrigen sei auch im vorliegenden

Fall die kurze Verjährungsfrist des @ 21 Abs„ 2 BVG iod„Fa

des 20 NOG anzuwendeno Mit dem Urteil des erkennenden Senats

vom 260 April 1967 habe sich Wagner in "Die betriebskrankenkasse"

Nr° 8, 1967‚ Spalte 333 bis 335‚ kritisch auseinandergesetzt
und besonders darauf hingeviesen, daß auf dem Gebiet der 50—

zialversicherung die Frage der Verjährung von Ersatz— und Er-

stattungsansprüchen in ständiger Rechtsprechung des BSG nach

denselben Grundsätzen behandelt werden sei und daß auch kein

ausreichender Grund gegeben sei, hiervon abzuweicheno Zur

Frage der Verwirkung sei mit dem Urteil des erkennenden Senats

vom 170 Oktober 1967 — 9 RV 146/66
— davon auszugehen? daß dem

Beklagten die Rückforderung aufgrund eines aus Treu und Glauben

abzuleitendcn Grundsatzes verwehrt gewesen sei„ Die Verwal—

tungsbehörde dürfe sich hiernach nicht in Widerspruch zum eige-
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nen früheren Verhalten setzen„ Dieser Grundsatz gelte auch

im vorliegenden Fall, Es könne kein Zweifel darüber be—

stehen, daß die nach Ablauf von ca„ 10 Jahren erklärte Auf—

rechnung wegen Verwirkung unzulässig sei° Der Beklagte

könne sich auch nicht auf das Verfahren in der Sache Sehe

beziehen, weil er nach allgemeinen Grundsätzen gehalten

gewesen sei, unabhängig vom Ausgang dieses Verfahrens seine

Ansprüche geltend zu machen, Außerdem erfülle die Regelung

der @@84 ff BVG bei wörtlicher Auslegung den i—“atbestand der

entschädigungsloscn Dntcignunw„ Die tatsächliche Gewährung

von Auftragsleistungcn könne nicht rückwirkend ungcschehen

gemacht werden, Es liege ein Fall staatlicher Willkür vor,

wenn der Staat rückwirkend in abgeschlossene Tatbestände ein—

greife und Ersatzensprüche auf Verwendungen, die in gutem

Glauben in die dechtsbeständigkeit des staatlichen Auftrages
gemacht worden seien, nachträglich abschneide„ Bine solche

rückwirkende Beseitigung der Ersatzansprüche verstoße gegen
Arto 2 Abs, 1 Grundgesetz und gegen das Prinzip der Rechts-

staatlichkeit„ Außerdem widerspreche die Geltendmachung der

Aufrechnung den “echtsgrundsätzen des staatlichen Auftrags—

rechts° Den Krankenkassen, die im Rahmen der Auftragsver—

valtung tätig geworden seien, könne nicht nachträglich zu

ihren Lasten der Auftrag wieder entzogen werden,

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 11, Dezember 1967 aufzuheben und die Berufung

gegen das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom

13„ Januar 1966 zurückzuweisen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Die Hevisionsgründe bezögen sich zum Teil auf andere gela—

gerte Fälle, die Erstattungsansprüche beträfen, die in das

5, und 40 Quartal des ■echnungsjahres 1950 fielen, Hierzu
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werde auf das Urteil des erkennenden Senats vom 17“ Oktober

1967 verwieseno

Der Beigeladene hat sich dem Antrag und den Ausführungen des

Beklagten angeschlossen und uoao ausgeführt, das LSG—Urteil

habe — von der Revision unangegriffen — festgestellt? daß die

streitigen Rückerstattungsanspruche sowohl dem Grunde als auch

der Höhe nach unbestritten seien„ Deswegen kämen die Ausfüh—

rungen des Urteils des erkennenden Senats vom 170 Oktober 1967
nicht zum Zugeo

Nach ■bl?uf der — normalen — Revisicnsbegründungsfrist hat die

Klägerin mit Schriftsatz V0m 20 August 1968 noch weitere Aus—

führungen gemacht, mit denen sie bemängelt, daß der Beklagte

in dem über 8 Jahre sich erstreckenden Rechtsstreit im Verfah—

ren Sehe gegen den Beklagten nicht beantragt habe‚ die Kläge—

rin beizuladen; daraus habe diese schließen dürfen‚ daß sie

nicht zur Rückerstattung herangezogen würde„ Bei Cer Dinrede

der Verjährung gehe es um die dechtsfrage‚ ob die Beziehung

zwischen Leistungs— und n stattungsanspruch so eng sei9 daß

beide auch dann nur einer einzigen Verjährungsregelung unter—

stellt werden könnten, wenn der Gesetzgeber eine solche Rege—

lung nur für einen der Ansprüche getroffen habe„ Diese Rechts—

frage werde vom 50 und 7„ Senat des BSG bejaht, vom 90 Senat

dagegen verneint„ Somit liege ein Anwendungsfall des % 42 des

Sozialgerichtsg setzes (SGG) vor, weshalb vorsorglich f"r den

Fall, daß es für die Entscheidung auf die Verjährungsfrage an—

komme und der erkennende Senat an seiner üechtsauffassung fest—

halte9 gebeten terde9 die Rechtsfrage dem Großen Senat zur Dut—

scheidung vorzulegeno

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt des LSG—

Urteils sowie der im Revisionsverfahren eingereichten Schrift—

sätze der Beteiligten Bezug genommen„

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden und deshalb zulässig
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(vgla @@162 Abso 1 Nrn 1„1649 166 SGG); sie ist auch sach—
lich begründet°

Der erkennende Senat hat mit Urteil vom 26( April 1967

_ 9 RV 280/66 —(Veröffentlicht in SozRNr„ 2 zu @21 BVG)
entschieden, daß Ansprüche der Versorgungsverwaltung gegen
die Krankenkassen auf Erstattung zu Unrecht nach 9 19 BVG

befriedigter Ersatzansprüche bis zum Inkrafttreten des Zwei—

ten Neuordnungsgesetzes zum BVG (2; NOG) vom 216 Februar 1964
(BGBl 19 85) der Verjährungsfrist von 50 Jahren unterlageno
Im vorliegenden Fall brauchte der Senat nicht zu erörtern,

ob diese Entscheidung, der das LSG beigetreten ist und die

der erkennende Senat im Urteil vom 17„ Oktober 1967 — 9 RV

146/66
— (SozR Nr„ 4 zu 5 19 BVG) ausdrücklich aufrechter—

halten hat, mit Rücksicht auf die Ausführungen von Wagner in

"Die Betriebskrankenkasse" 1967 Spalten 555 — 555 (siehe auch

Wagner aaO Spalten 141 — 145) einer Überprüfung bedarf —vgl„
hierzu auch die gegenteiligen Ausführungen von Schilke aaO

Spalten 552 — 533 — und ob u„U„ etwa zur Sicherung einer ein—

heitlichen Rechtsprechung auf den LI"ebieten der KOV und der
Sozialversicherung (Vgln BSG 249 260) sowie des Kindergeld—

rechts (vglc BSG 20‚ 262) eine Entscheidung des Großen Senats
des BSG nach 5 45 SGG herbeigeführt werden sollte„ Der letz—

tere Antrag ist von der Klägerin nur
"vorsorglich” für den

Fall gestellt worden, daß es für die Entscheidung auf die

Verjährungsfrage ankommt„ Der Senat ist aber zu dem ßrgeb—

nis gelangt, daß der im vorliegenden Fall erst am 15: Novem—

ber 1964‚ aber noch vor dem 510 Dezember 1965‚ dthg vor Ab—

lauf der Verjährungsfrist von zwei Jahren (vglo @ 21 Abs„ 2

SVG i°d„F„ des'2° NOG und Entscheidung des erkennenden Senats

vom 260 April 1967 am Ende — aaO Ca 6 —)9 geltend gemachte

RückforderungsanspruCh des Beklagten, der an sich im Wege der

Aufrechnung realisiert werden konnte (vgl„ Urteil des erken—

nenden Senats vom 260 April 1967)9 aus einem anderen ■echts—

grund nicht durchsetzbar isto Bei dieser Sachlage brauchte

nicht darauf eingegangen zu werden, ob die Regelung der
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@@84 ff BVG, wie die Revision meint, den Tatbestand der ent—

schädigungslosen Enteignung (Art, 14 GG) erfüllt oder ob der

Rückforderungsanspruch gegen sonstige Normen verstößt°

Die von der Revision erhobene ■üge mangelnder Saehaufklärung
(Verstoß gegen 5 105 SGG) greift allerdings nicht durch° Denn

einmal ist nicht dargelegt und auch nicht ersichtlich, inwie—

fern es für die Entscheidung des LSG auf eine Aufgliederung

und "entsprechende" rechtliche Würdigung der geltend gemach—

ten Heilbehandlungskosten angekommen sein sollte, und zum an—

dern ist die Feststellung des LSG, daß der Rückerstattungsan—

spruch des ßeklagten "sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach"

unbestritten sei, von der Revision nicht angegriffen, Darüber

hinaus kommt es bei einer Verneinung des Rückforderungsanspruchs

ohnedies nicht mehr darauf an, wie sich der geforderte Betrag im

einzelnen zusammensetzt„ Der Senat hat nicht angenommen, daß

die Klägerin mit ihrem Vorbringen im Schriftsatz vom 2, August

1968, sie hätte im Rechtsstreit des hriegsbeschädigten lich°
nach 5 75 Abs, 1 SGG beigeladen werden müssen, einen wesent—

lichen Mangel im gerichtlichen Verfahren hat rügen wollen;

denn abgesehen davon, daß dieser Schriftsatz erst nach Ablauf

der — nicht verlängerten — Revisionsbegründungsfrist beim BSG

eingegangen ist (vgl„ hierzu BSG in SozR Nr, 37 zu @ 164 SGG),

ist dieses Gerichtsverfahren auch längst rechtskräftig abge—

schlossen und kann daher nicht mehr wirksam mit Verfahrens—

rügen angegriffen werden, Diese Ausführungen können aber als

weitere rechtliche Begründung des Revisionsantrages berück—

sichtigt werden,

Der erkennende Senat hat bereits im Urteil vom 26a April 1967

ausgesprochen, daß es in zahlreichen Fällen im Ergebnis nicht

darauf ankommen werde, ob die außergewöhnlich lange und des—

halb für die Verwaltungsarbeit ungeeignete Verjährungsfrist

von 50 Jahren abgelaufen sei, weil die Geltendmachung des Er—

stattungsanspruchs unter bestimmten Umständen eine unzulässige

Rechtsausübung darstellen könne; das komme insbesondere dann
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in Betracht‚ wenn die Versorgungsverwaltung die Geltend—

machung des Ersatzanspruchs ungebührlich verzögert habe,

obgleich sie habe damit rechnen müssen, daß die Unterlagen

der Heilbehandlung nicht mehr vorhanden seien und die Kran—
kenkasse nicht mehr auf die Beurteilung des behandelnden
Arztes zurückgreifen könne; das gleiche werde dann zu gel—

ten haben9 wenn sich die Krankenkasse im Vertrauen auf das

Verhalten der Versorgungsverwaltung
— etwa bei ihrer Bei—

tragsbemessung — darauf eingerichtet habe‚ daß ein Ersatz—

anspruch nicht mehr erhoben werde (vgl„ SozR Nr° 2 zu © 21

BVG Ca 6)0 Es ist daher im vorliegenden Fall zu prüfen?
ob der geltend gemachte Rückforderungsanspruch als verwirkt

anzusehen ist„

Der Rechtssatz9 daß eine Treu und Glauben widersprechende

■echtsausübung mit dem Einwand der unzulässigen Rechtsaus—

ubung abgewehrt werden kann, ist zum festen Bestand der

Rechtsprechung auf allen Rechtsgebieten geworden° Dieser
Verwirkungsgedanke, der einen Sonderfall des ßinwandes der

unzulässigen Rechtsausübung darstellt (vgl° bSG in ESG 2‚

2849 288)‚ hat allerdings im öffentlichen Recht wegen der
besonderen Eigenart und Strenge dieses ■echtsgebiets nur
zögernd und mit Einschränkungen Eingang gefundene Die Ver—

wirkung unterscheidet sich9 wie das LSG zutreffend ausge—
führt hat, vom pflichtwidrigen Handeln des berechtigten und

vom Ausschluß von £{echten durch bloßen Zeitablauf wegen Ver—

jährung oder Versäumung von Ausschlußfristen dadurch‚ daß

es sich bei ihr stets nur um Fälle des Rechtsmißbrauchs han—

deln kann, die auf Tatbestand und Rechtsfolge einer illoya—

len Verspätung der Rechtsausübung beruhen„ Das bedeutet?

daß der bloße Zeitablauf den Iiechtsverlustdurch Verwirkung

allein nicht herbeiführen kann, daß vielmehr weitere Umstän—

de hinzutreten müssen, welche die späte Geltendmachung des

Rechts mit der Wahrung von Treu und Glauben nicht als vor—
einbar und dem Rechtspartner gegenüber wegen des illoyalen

Verhaltens des berechtigten nicht als zumutbar erscheinen
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lassen„ Daher ist neben der Untätigkeit des berechtigten

zur Annahme einer Verwirkung weiterhin erforderlich7 daß

die andere Seite aus dieser Untätigkeit geschlossen haben

muß9 der Berechtigte werde von seinem Recht keinen Gebrauch

mehr machen‚und daß sie sich im Vertrauen hierauf in ihren

Vorkehrungen und Maßnahmen entsprechend eingerichtet hat‚

dohc daß ihr ein unbilliger zusätzlicher Nachteil zugefügt

würde? wenn der Berechtigte nachträglich auf sein Recht

zurückgreifen dürfte (vglc BSG in BSG 7, 199, 200, 201 mit

dortigen Zitaten; ferner BSG in BSG 2‚ 2849 288 und BSG 169

79, 83)„ Wie der erkennende Senat schon in seinem Urteil vom

180 Dezember 1958 (BSG 9, 47‚ 48, 53) entschieden hat, ist
auch bei der ■ückforderung von Jleistungen gemäß @ 47 des Ver—

waltungsverfahrensgesetzes der dem Rechtsverhältnis zwischen

Versorgungsverpflichteten und Versorgungsberechtigten inne—

wohnende Grundsatz von Treu und Glauben zu beachten„ Davon

ausgehend hat der 10„ Senat des BSG im LJ'rteil vom 17° April
1964 (BSG 21, 33/54) ausgesprochen, daß sich bei der hückfor—

derung von zu Unrecht gezahlten Versorgungsbezügen nach einer

unangemessen langen bearbeitungszeit die Frage stelle, von wel—

chem Zeitpunkt ab die Geltendmachung eines derartigen Anspruchs

durch die Versorgungsbehörde eine unzulässige Rechtsausübung

darstelle° Da sowohl die Versorgungsansprüche des berechtig—

ten als auch der Rückforderungsanspruch der Versorgungsverwal—

tung im Fall zu Unrecht gezahlter Versorgungsbezüge auf dem—

selben Rechtsverhältnis beruhten9 müsse für die Geltendmachung

beider Ansprüche in zeitlicher Hinsicht im Hinblick auf den

Grundsatz von Treu und Glauben9 der auch das öffentliche Recht

beherrsche, eine entsprechend gleiche Regelung Platz greifeno

Dem ist zuzustimmeno Zwar steht die Krankenkasse bei der Gel—

tendmachung ihres Ersatzanspruchs gemäß 5 19 BVG zu der Versor—

gungsbehörde nicht im Verhältnis eines Gewaltunterworfenen9

sondern handelt hier als gleichrangiger Träger öffentlicher

Aufgaben, weshalb ihr gegenüber auch kein Verwaltungsakt er-

geht, auf dessen Bindung sich die Krankenkasse nach Treu und
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Glauben berufen könnte (vglo BSG 15, 96 sowie die oben er—
wähnte Entscheidung des erkennenden Senats vom 17„ Oktober

1967); das gleiche gilt umgekehrt für den vorliegenden Fall‚

in dem die Versorgungsbehörde gegen die Krankenkasse einen

Rückerstattungsanspruch geltend macht„ Im Rahmen des zwi—

schen der Krankenkasse und der Versorgungsbehörde bestehen—

den auftrageähnlichen Verhältnisse3‚ das Elemente enthält‚

die mit der Stellung eines privatrechtlichen Gläubigcrs

vergleichbar sind (vgl„ BSG 2, 288), genießt aber auch die
Krankenkasse einen aus diesem Hechteverhältnis sich ergeben—

den Vertrauensschutz (vgl„ Urteil des erkennenden Senats vom

17„ Oktober 1967)°

Bei Anwendung dieser Grundsätze erweist sich der nückforde—

rungsanspruch des Beklagten als verwirkte Aus den Versor—

gungsakten Guido Sch Bdo I und II, die nach dem ange—
fochtenen Urteil.mnnßogenstand der ßntscheidung gemacht

worden sind und auf deren Inhalt das LSG verwiesen hat9

ergibt sich, daß die Versorgungsbehörde bereits Anfang 1951

Zweifel an der Richtigkeit der bindend gewordenen Anerken—

nung der fraglichen Leiden des b'ch° als WDBi„S„ der Ver—
schlimmerung hatteo Denn nach dem Aktenvermerk vom 2„ Fe-

bruar 1951 sollte die WDB—Frage überprüft und die Notwendig—

keit einer Rentenentziehung und WDB—Aberkennung erörtert

werden, sobald hierfür "wieder" eine gesetzliche Handhabe

besteheo Mit Verfügung des Versorgungsamtes vom 90 Dezem—

ber 1955 wurde die Durchführung des Prüfungsverfahrens ge—
mäß @@ 41/42 des Verwaltungsverfahrensgesetzes verfügt9

worauf am 5„ Mai 1956 der Berichtigungs— und dückforderungs—

bescheid erteilt wurde, mit dem 22„960,50 W zurückgefordert

wurden° In der Verfügung des Versorgungsamtes vom 25„ Juli

1956 heißt es, daß nach Zustellung dieses Bescheides noch

2 weiße Bundesbehandlungsscheine aus 1955 und ein weißer

Bundesbehandlungsschein aus 1956 (ab 7„ April 1956) von
der AOK zur Anerkennung übersandt worden seien, weshalb

die Abteilung III des Versorgungsamtes um Stellungnahme
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zur Zusammenhangsfrage gebeten wurde„ Mit Ergänzungsbescheid

vom 7c Dezember 1956 wurde der Rückforderungsbetrag wegen der

Kosten für Begutachtungen, stationäre Behandlung und Heilbe—

handlung um den Betrag von 2L214,44 % auf 250174974 % erhöht°
Am 4„ November 1958 erging der Widerspruehsbescheidf Am 60 No—

vember 1959 wurde das Rentenbüro 11/18 vom Versorgungsamt wegen
der Rückforderung von nach 5 19 BVG der Krankenkasse zu Unrecht

gewährten Ersatzleistungen darüber unterrichtet9 daß die Akten

zur Feststellung des Rückerstattungsanspruchs erst nach endgül—

tigem Abschluß des Widerspruchs— bzwo Klageverfahrens an das

Verwaltungsbüro übersandt werden sollten„ Am 510 März 1960

ist Sch„ verstorben, desgleichen am 20„ Oktober 1960 seine

Ehefrau° Erst am 15„ November 1964 wurde schließlich von der

AOK der strittige Betrag von 551‚—— %‚ der Leistungen der Ver—

sorgungsbehörde aus der Zeit vom 5„ Quartal von 1951 bis zum

4„ Quartal von 1955 betraf‚ zurückgefordert° Zu diesem Zeit—

punkt, doho oa° 15 Jahre nach der Abrechnung für das 50 Quar—

tal 1951 und fast 9 Jahre nach dem letzten hier in Betracht

kommenden 43 Quartal (1„ Oktober bis 51; Dezember 1955)? ver—
stieß die Rückforderung jedoch unter den hier gegebenen Um—

ständen gegen Treu und Glauben° Da die Versorgungsbehörde

schon im Februar 1951, also bereits vor Beginn der hier strit—

tigen, erstmals für das 50 Quartal 1951 an die Klägerin er—

brachten iJeistungen9 erhebliche Zweifel an der Richtigkeit der

erfolgten Anerkennung und eine Rentenentziehung und WDB—Aber—

kennung in Jj‘etracnt gezogen hatte‚ hätte durchaus die.Möglich—

keit bestanden9 die Klägerin schon in den Jahren 1951 bis 1955

darauf hinzuweisen, daß die Leistungen möglicherweise_zurück—

gefordert werden müßten, sobald hierfür "wieder" eine gesetz—

liche Handhabe bestehe° Zumindest hätte die klägerin aber

auf eine solche Möglichkeit hingewiesen werden können und müs—

sen, als sie nach Zustellung des Berichtigungs— und Rückforde—

rungsbescheides vom 50 Mai 1956 (offenbar im Juli 1956) 5 wei—
tere weiße ßundesbehandlungsscheine aus 1955 und 1956 zur An—

erkennung verlegteo Denn die Krankenkasse kann erwarten, daß
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sie von einer etwa bevorstehenden Rückforderung innerhalb

angemessener Zeit Kenntnis erhält, Dies einmal deswegen,

damit die Vernichtung vorhandener Unterlagen, die den spe—

ziellen Fall betreffen, soweit als möglich verhindert wird,

und zum andern, weil ein solcher Tatbestand für die Beitrags—

bemessung der Krankenkasse wesentlich sein kann, Der Umstand,

daß für diese Bundesbehandlungsscheine in der zweiten Hälfte

des Jahres 1956 keine Ersatzleistung mehr gewährt wurde,

konnte der Klägerin nicht verborgen bleiben, Sie mußte

daraus Zwar entnehmen, daß die Versorgungsbehörde für Sch„
nach dem 4, Quartal 1955 wahrscheinlich keine Heilbehand—

lungskosten mehr erstatten würde, Ohne eine entsprechende

alsbaldige Mitteilung der Versorgungsbehörde mußte sie aber
nicht annehmen, daß diese auch die in der Vergangenheit ge—
währten Leistungen zurückfordern würde, zumal @ 47 Abs, 3

des Verwaltungsverfahrensgesetzes ausdrücklich bestimmt,

daß bei der Berichtigung eines Bescheides nach @ 41 oder 42

die Rückforderung der gewährten Leistungen grundsätzlich aus—

geschlossen ist„ Die Klägerin mußte allerdings 1956 und in

den folgenden Jahren mit der Möglichkeit rechnen, daß einer

der in @ 47 Abs, 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes genann—

ten besonderen Tatbestände vorliege und die Versorgungsbe—

hörde in absehbarer Zeit die nach 5 19 BVG gewährten Ersatz—

leistung€n zurückfordern könnte° Insoweit durfte sie aber

darauf vertrauen, daß der Beklagte den aus dem liechtsverhält—

nis zwischen Versorgungsbehörde und Krankenkasse nach Treu

und Glauben sich ergebenden besonderen Pflichten nachkommen

und sie in angemessener Zeit von einer beabsichtigten Rück—

forderung unterrichten werde° Nachdem die Versorgungsbehörde

hierwegen jedoch viele Jahre hindurch an die Klägerin nicht

herangetreten ist und die Klägerin auch nicht im Jahre 1959,

als eine Aktenverfügung wegen der Rückforderung von Ersatz—

leistungen nach 5 19 BVG erging, oder in den folgenden Jahren

davon unterrichtet wurde, daß nach endgültigem Abschluß des

anhängigen gerichtlichen Verfahrens möglicherweise Ersatz—
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leistungen zurückgefordert würden9 mußte die Klägerin jeden—

falls im November 1964 nicht mehr mit einer Rückforderung der

in den Jahren 1951 — 1955 gewährten Ersatzleistungen rechnen°

Denn sie konnte aus dieser langen Untätigkeit schließen9 daß

ein Rückforderungstatbestand nicht gegeben war oder die Ver-

sorgungsbehörde von einer Rückforderung ihr gegenüber keinen

Gebrauch machen werde; sie durfte sich deshalb im Vertrauen

hierauf in ihren Vorkehrungen und Maßnahmen entsprechend ein—

richten„ Könnte die Versorgungsbehörde noch nach derart lan—

ger Zeit ohne zureichenden Grund auf ihr Rückforderungsrecht

zurückgreifen9 so würde die Krankenkasse im Rahmen des zwi—

schen ihr und der Versorgungsbchörde bestehenden auftragsähn—

lichen Verhältnisses einem nicht gerechtfertigten, unzumut-
baren Risiko ausgesetzt, das sich als unbilliger, zur Rückge—

währ des geforderten Betrages hinzutretender (zusätzlicher)
Nachteil 1080 der obigen ■echtsprechungsgrundsätze darstellen

würdeo Im vorliegenden Fall handelt es sich auch— anders als

in dem mit Urteil des erkennenden Senats vom 260 April 1967

(SozR Nro 2 zu © 21 BVG) entschiedenen Fall — nicht um einen

ganz geringen Rückforderungsbetrag von nur 189—— M„ weshalb

der Gesichtspunkt, daß die Krankenkasse in angemessener Zeit

aus den obigen Gründen von einer bevorstehenden Rückforderung

Kenntnis erhalten muß9 hier nicht als unerheblich ausscheideto

Etwas anderes könnte nur gelten, wenn die Versorgungsbehörde

genötigt gewesen wäre, zunächst den Abschluß des zwischen ihr

und den Erben des Sch„ anhängigen Verfahrens abzuwarteno Dies

ist jedoch entgegen der Auffassung des LSG nicht der Fallo

Denn die Versorgungsbehörde ist nicht gehindert, sobald sie

sich dazu entschlossen hat, von ihrem Recht auf Rückforderung

zu Unrecht gewährter Leistungen Gebrauch zu machen9 einen sol—

chen Anspruch auch gegenüber der Krankenkasse hinsichtlich der

nach @ 19 BVG erbrachten Ersatzleistungen geltend zu machen,

zumindest dann, wenn ein vom Versorgungsberechtigten selbst

eingelegter Widerspruch als unbegründet zurückgewiesen werden
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ist„v Dies erscheint zudem aus prozeßökonomischen Gründen

sachgemäß, weil die Krankenkasse in diesem Fall Gelegenheit

erhält9 etwaige Einwendungen bereits während des zwischen der
Versorgungsbehörde und dem Versdgungsberechtigten anhängigen

Rechtsstreit3 geltend zu machen und ein möglicher neuer Rechts—

streit nach rechtskräftigem Abschluß des ohne die Krankenkasse

geführten Prozesses vermieden würde„ Dabei kann hier unent—

schieden bleiben9 inwieweit die Krankenkasse eine gegenüber

dem Versorgungsberechtigten ergangene bindend gewordene Ent—

scheidung gegen sich gelten lassen muß; denn jedenfalls tritt

eine Bindung ioSo des 5 77 SGG hinsichtlich der am Verfahren

nicht beteiligten Krankenkasse nicht ein, so daß.sie gegebenen—

falls ein erneutes Klageverfahren anhängig machen kann (vgl„

hierzu im übrigen BSG in SozR Nr° 2 zu 5 1504 RVOund entschei—

dung des erkennenden Senats vom 6„ Mai 1969 — 9 RV 512/66 —)„
Mit necht weist die Revision darauf hin, daß auch die Möglich-

keit bestanden hätte, die Klägerin in dem ca„ 8 Jahre währen—

den Rechtsstreit nach @ 75 Abs° 1 SGG beizuladend Wäre dies

— etwa auf eine entsprechende Anregung des Beklagten hin —
rechtzeitig geschehen, so hätte diesem der Einwand der Ver-

wirkung nicht mit Erfolg entgegengesetzt werden können„ Die

lange Verzögerung in der Geltendmachung des strittigen Rück—

forderungsanspruchs läßt sich auch nicht mit der in der Akten—

verfügung vom 60 November 1959 enthaltenen Erwägung begründen9

es solle vermieden werden, daß bei einem Obsiegen des Klägers

die den Krankenkassen bereits abgezogenen Beträge wieder er—
stattet werden müßten° Denn die Versorgungsbehörde ist nicht

genötigt, ihren ■ückforderungsanspruch gegen die Krankenkasse

unverzüglich durch Aufrechnung gegen andere unstreitige Ersatz—

forderungen der Krankenkasse durchzusetzen° Vielmehr kann sie

insoweit den Ausgang eines etwaigen gerichtlichen Verfahrens

abwarten° Zwar steht es der Versorgungsbehörde frei? wie es

in der Aktenverfügung vom 60 november 1959 heißt9 bis zum end—

gültigen Abschluß des vom Versorhungsberechtigten anhängig ge—

machten Verfahrens — auch wenn es 20 Jahre dauern sollte — zuzu=-=

warten und wegen der Rückforderung der nach @ 19 BVG gewährten
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Ersatzleistungen so lange nicht an die Krankenkasse heranzu—

treten; sie muß dann aber in Kauf nehmen, daß die Krankenkasse

mit Erfolg den Einwand der Verwirkung erhebto

Da dieser Einwand im vorliegenden Fall aus den oben dargelegten

Gründen durchgreift, war das LSG—Urteil aufzuheben und die Be—

rufung des Beklagten gegen das — allerdings nur im Ergebnis —
zutreffende Urteil des SG zurückzuweisen°

Die Kostenentsoheidung beruht auf @ 193 Abso 4 SGG„
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